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 Zur Debatte über 
Kapitalismusmodelle und die 
Soziale Marktwirtschaft 

 
Seit dem Fall der Berliner Mauer bis zum 

Beginn des neuen Jahrtausends entwickelte 

sich eine Welt, die man als unipolar be-

zeichnen könnte. In dieser Welt etablierte 

sich zum einen eine extreme Interpretation 

des freien Marktes – die Vorstellung eines 

Marktes, der sich vollständig selbst reguliert 

und damit mit einer Wirtschaftspolitik der 

Deregulierung einhergeht –, sowie zum an-

deren das Vertrauen in die automatische 

Etablierung und Ausbreitung der Demokra-

tie nach westlichem Vorbild.1 

 

Die sich 2007 bis 2008 entfesselnde inter-

nationale Wirtschafts- und Finanzkrise imp-

lizierte weitestgehend eine Abkehr von die-

ser Haltung in Hinblick auf soziale Automa-

tismen der Geschichte. Die Finanzkrise, de-

ren Ursprung unter anderem im Platzen der 

Spekulationsblase des Hypothekenmarktes 

                                                     

Der vorliegende Text ist ein Arbeitspapier 
der internationalen Konferenz „Lateiname-
rika im Kontext möglicher Auswege aus der 
globalen Krise“, organisiert durch das Kol-
legium der Nationalen Mexikanischen 
Kommission für Wissenschaft und Techno-
logien in Mexiko, sowie der KAS, 28. – 29. 
Februar 2012. Veröffentlicht in: Revista 
Bien Común, Jahrg. 18, Nr. 211, Septem-
ber/Oktober 2012. 
 
1  El fin de la historia y el último hombre 
von Francis Fukuyama (Planeta, México, 
1992) gab den Impuls für diese Vision. 

liegt, führte zu der sogenannten „großen 

Rezession“ der internationalen Wirtschaft, 

womit die Defizite eines auf die Deregulie-

rung der Märkte gestützten Wirtschaftsmo-

dells eindeutig zu Tage traten. Unter diesem 

Paradigma wurde die Regulierung der Wirt-

schaft - insbesondere der Finanzmärkte -  

sowie der Schutz des Wettbewerbes in weit-

reichendem Maße gelockert, es kam zu ei-

ner wirtschaftlichen Konzentration von Ei-

gentum und Reichtum und es entstand ein 

für wiederkehrende und systemische Krisen 

anfälliges Finanzsystem.2 Als Resultat sehen 

wir uns heute mit einer Verschlechterung 

des Sozialstandards – vor allem in den ent-

wickelten Ländern – und einer Destabilisie-

rung gesellschaftlicher und demokratischer 

Werte in diversen Ländern konfrontiert.  

 

Gleichzeitig ließen diese Phänomene einen 

langfristigen Prozess der Wiederbelebung 

einer bipolaren Welt erkennen, in der ein 

Wettbewerb zwischen nationalen oder so-

ziokulturellen Kapitalismusmodellen statt-

findet. Die Kapitalismusmodelle werden 

                                                     

2 Siehe auch Marcelo Resico, (2002) “Crisis 
en la nueva economía”, Revista Valores, 
FCSE-UCA, Dezember, No. 55.; und “La 
crisis financiera y el debate sobre las regula-
ciones,” Zeitung El Economista, 3. Oktober 
2008. 
 



Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 2 

 

ONLINE-PUBLIKATION 

JUNI 2013 

 

www.kas.de/brasilien 

www.kas.de  

 

charakterisiert durch Kombinationen wirt-

schaftspolitischer Maßnahmen, ein be-

stimmtes Set an Institutionen und eine be-

stimmte soziokulturelle Struktur. Ebenso 

finden diese Strukturen Anwendung auf die 

Realität im Rahmen eines strategischen An-

satzes – im Allgemeinen auf nationalen Ni-

veau -, welcher versucht, die erwähnten 

Elemente kurz- und mittelfristig an den Sta-

tus quo der wirtschaftlichen Konjunktur so-

wie der Geopolitik anzupassen.  

 

Die immer noch präsente internationale 

Wirtschaftskrise manifestierte allgemein die 

Notwendigkeit der Rückkehr staatlicher In-

tervention in die Wirtschaft, was in mehr 

oder weniger starkem Ausmaß der Großteil 

aller Länder bereits verwirklicht (dies be-

trifft unter anderem politische Maßnahmen 

wie den Erhalt von Firmen und Finanzinsti-

tuten über staatliche Teilhaberschaft, Ar-

beitslosenversicherung und andere Instru-

mente der Sozialpolitik sowie staatliche In-

vestitionen in Infrastruktur). Ebenso begann 

eine Debatte bezüglich einer Neuausrich-

tung nationaler Regulierung und internatio-

naler Institutionen. Die antizyklische Politik 

stärkerer staatlicher Intervention in die 

Wirtschaft bremste die Negativeffekte der 

Krise ab obgleich das „Ende des Tunnels", 

während dieser Artikel geschrieben wird, 

noch immer nicht in Sicht ist. Die Möglich-

keit einer Rezession mit zwei Tiefpunkten, 

also in Form eines “W”´s, besteht daher 

noch immer.  

 

Des Weiteren beginnen sich derzeit alterna-

tive Interpretationen bezüglich staatlicher 

Intervention in die Wirtschaft abzuzeichnen. 

Auf der einen Seite, werden diese im größ-

ten Teil der entwickelten Welt als punktuelle 

bzw. Ausnahmeinterventionen aufgefasst, 

die auf die Erholung der Wirtschaft im priva-

ten Sektor ausgerichtet sind, welcher wie-

derum als primärer Wachstumsmotor ver-

standen wird. In mehreren aufstrebenden 

Schwellenländern dagegen, eröffnen die In-

terventionen den Weg für ein neues Modell, 

innerhalb dessen die staatliche Intervention 

darauf abzielt die Wirtschaft auf unbe-

stimmte Zeit zu lenken.3 So erschließen die 

Führungspersonen mehrer Länder auf 

pragmatische Art und Weise ein neues Pa-

radigma, den „Staatskapitalismus“. Sie 

glauben, dass er zur Überwindung der Fi-

nanzkrise und der deregulierten Märkte ge-

eignet ist, indem er Wirtschaftswachstum 

garantiert. Andere Länder befinden sich in 

einer intermediären Position, gewisserma-

ßen in Erwartungshaltung.  Im Kontext die-

ser sich abzeichnenden Tendenzen scheint 

es, als würde fortan verstärkt eine Debatte 

über Wirtschaftssysteme und ihre politi-

schen Begleiterscheinungen geführt werden.  

 

Andererseits lässt sich auf globalem Niveau 

feststellen, dass das internationale System 

nicht nur durch konjunkturelle Effekte der 

Krise bedroht wird, sondern auch durch die 

unterschiedlichen Ansichten bezüglich der 

„richtigen“ Organisation dieses internationa-

len Systems, welche wiederum auf abwei-

chenden Kapitalismusmodellen basieren. 

Die Veränderungen in der wirtschaftlichen 

und politischen Machtbalance auf internati-

onalem Niveau, die z.B. durch die Entwick-

lung der G-7 hin zu den G-20-Staaten deut-

lich wurde, lassen eine Auseinandersetzung 

mit diesem Thema unvermeidlich werden, 

besonders wenn eine Antwort auf die Frage 

nach der angemessenen Ausgestaltung der 

neuen internationalen Architektur gefunden 

werden soll.4  

 

Die zentrale These dieses Aufsatzes ist, 

dass es eine dritte Alternative zwischen dem 

“Kapitalismus der deregulierten Märkte” und 

                                                     

3 Ian Bremmer, (2009). “State Capitalism 
Comes of Age”, Foreign Affairs, Mai/Juni, 
Vol.88, Issue3. 
4 Bremmer, I., Roubini, N., (2011). “A G-
Zero World”, Foreign Affairs, März/April, 
Vol.90, Issue 2. 



Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 3 

 

ONLINE-PUBLIKATION 

JUNI 2013 

 

www.kas.de/brasilien 

www.kas.de  

 

dem “Staatskapitalismus” gibt. Hierbei han-

delt es sich um die “Soziale Marktwirt-

schaft”, die eine angemessene Antwort auf 

nationale Herausforderungen geben genau-

so wie einen Beitrag zur Neugestaltung des 

internationalen Systems leisten kann.  

II. Die Grenzen des Staatskapitalismus  

Der Staatskapitalismus stellt ein System 

dar, innerhalb dessen die Regierung als 

dominanter wirtschaftlicher Akteur auftritt 

und den Markt grundsätzlich für ihren eige-

nen politischen Vorteil nutzt. Dabei kann 

politischer Autoritarismus Hand in Hand ge-

hen mit staatlicher Kontrolle über wirt-

schaftliche Schlüsselsektoren. Regierungen, 

die Staatskapitalismus betreiben, wissen 

spätestens nach der Erfahrung des Kommu-

nismus in der Sowjetunion, dass die Auf-

rechterhaltung wirtschaftlichen Wachstums 

essentiell ist, um das Monopol über die poli-

tische Macht erhalten zu können.  

 

Die Wirtschaft in solchen Ländern kann die 

Existenz privaten Eigentums und eine 

pragmatische Öffnung zugunsten des Au-

ßenhandels theoretisch bewahren, sofern 

dies im Dienste des Staates und seiner Füh-

rungspersönlichkeiten geschieht. Die Regie-

rung bedient sich der staatlichen Firmen 

oder deren, die durch den Staat kontrolliert 

werden und auch anderer sozialer Akteure 

(Gewerkschaften und soziale Bewerbungen, 

wie es z.B. in Lateinamerika zu beobachten 

ist), um ihre Politik voranzutreiben. So 

hängt im System des Staatskapitalismus 

der Geschäftserfolg von den engen Bezie-

hungen zwischen Unternehmern und politi-

schen Funktionären ab, wobei die Expansi-

onspolitik des Staates in Hinblick auf staatli-

che Aktivitäten und Befugnisse weitere Mög-

lichkeiten bietet die wirtschaftlichen und so-

zialen Akteure in die Abhängigkeit vom 

Staate zu drängen.  

 

Laut Analysten, die dieses System untersu-

chen, weist der Staatskapitalismus drei 

Hauptakteure auf, nämlich die Firmen im 

Staatseigentum (vor allem im Erdölbereich 

und anderen relevanten Sektoren), verbün-

dete private nationale Körperschaften und 

die staatlich verwaltete Finanzfonds.5 Die 

großen staatlichen Firmen weisen in ihrem 

Sektor meist Monopolcharakter auf, erfreu-

en sich begünstigender Bedingungen und 

werden zudem staatlich finanziert. Ebenso 

nutzt die Regierung ausgewählte private 

Unternehmen, sogenannte „nationale 

Champions“, um Schlüsselbranchen zu do-

minieren.6 In Folge dessen profitieren die 

staatlichen oder durch den Staat kontrollier-

ten Unternehmen meist von einer dominan-

ten Rolle, sowohl innerhalb der heimischen 

Wirtschaft als auch auf den Exportmärkten.  

 

Über die Möglichkeit der langfristigen staat-

lichen Finanzierung gelingt es den öffentli-

chen Finanzinstituten die Kontrolle über die 

relevantesten Investitionsprojekte zu erzie-

len.  Der Staat wiederum erhält das Kapital 

über die Akkumulierung von Devisenreser-

ven aus Exporten, indem er sich der Gewin-

ne aus Rohstoffvorkommen sowie der Ge-

winne, die aus der Geschäftstätigkeit der 

großen kontrollierten Firmen stammen, be-

mächtigt. Die Motivation hinter den Investi-

tionsentscheidungen ist also politisch und 

wirtschaftlich zugleich. 

 

Der Staat kontrolliert die Wirtschaft indem 

er wie ein Kapitalist (in der von Karl Marx 

                                                     

5 In Anlehnung an Ian Bremmer, (2008). 
“The Return of State Capitalism”, Survival, 
vol. 50, no. 3, Juni–Juli, pp. 55–64., der vier 
erwähnt. 
6 Große private Firmen sind vom Patronat 
des Staates abhängig, welches rechtliche Re-
striktionen schafft für die Ausschaltung des 
Wettbewerbs, einen bevorzugten Zugang zu 
staatlichen Aufträgen, Subventionen, lang-
fristige Finanzierung von Investitionen, etc. 
schafft. 
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geprägten Bedeutung) handelt, das heißt, 

indem er sich der Überschüsse aus der pri-

vaten Wirtschaft bedient, um diese später 

zu investieren. Die Politik der „Aneignung 

von Überschüssen“ erfordert ein Produkti-

onssystem, das fähig ist Wohlstand zu ge-

nerieren. Nach diesem Konzept ist die opti-

male Strategie nicht die Maximierung der 

kurzfristigen Rendite, sondern die größt-

mögliche Förderung des Produktionssys-

tems, was dem Erhalt dessen dominanter 

Position im Gesamtsystem gleichkommt.  

 

Die kulturellen Charakteristika Lateinameri-

kas führen dazu, dass unsere dominierende 

Form von Staatskapitalismus durch einen 

personifizierten oder charismatischen Auto-

ritarismus sowie einen demagogischen 

Klientelismus eines Staates, der Ressourcen 

verteilt, um Wahlen und Anhänger zu ge-

winnen geprägt ist. Diese Politik stützt sich 

in einigen Ländern der Region auf den 

Reichtum an Rohstoffen, die auf den inter-

nationalen Märkten momentan hohe Preise 

erzielen. Dennoch verschwendet ein derar-

tiges System durch Investitionen zweifelhaf-

ter wirtschaftlicher Rationalität und schlecht 

ausgestaltete Sozialpolitik wertvolle Res-

sourcen, indem es nicht das geringste Inte-

resse daran zeigt, seine Mitglieder zu Eigen-

initiative und Selbständigkeit zu motivieren. 

Der Erfolg dieses Systems bleibt damit vom 

Fortbestehenden der internationalen Rah-

menbedingungen abhängig, die seine Exis-

tenz überhaupt erst ermöglichen (internati-

onale Preise), sowie von dem Niveau der 

Ineffizienz und von Widersprüchen, die das 

System generiert, und ob diese von der Be-

völkerung vollständig wahrgenommen wer-

den.  

 

Von einem allgemeineren Standpunkt aus 

betrachtet ist der Staatskapitalismus an sich 

ein System mit starken Einschränkungen, 

die im Laufe der Zeit stetig zunehmen. 

Wirtschaftliche Entscheidungen, die von Po-

litikern und Bürokraten getroffen werden, 

steuern weitere Ineffizienzen bei, wodurch 

die Wirtschaftssysteme an Wettbewerbsfä-

higkeit, Effizienz und Produktivität verlieren. 

Die hohen administrativen Kosten, die Inef-

fizienz und die wachsende Korruption im 

staatlichen Sektor bergen zusätzliche Kos-

ten für das Funktionieren der Märkte. Die 

Vermischung von Geschäfts- und Regie-

rungstätigkeit verhindert einerseits einen 

wirklichen Wettbewerb. Andererseits glau-

ben Vertreter des Staatskapitalismus – 

ebenso wie diejenigen des Modells des de-

regulierten Marktes – nicht an Gesetze ge-

gen Monopole.  Wettbewerbsverzerrungen 

wie Ungleichgewichte, Fehlanpassungen, 

Engpässe, etc. führen zu einer Fehlallokati-

on von Ressourcen, was in einem staatska-

pitalistischen System im Grunde genommen 

neue Interventionen und somit einen Teu-

felskreis impliziert.  

 

Firmen, die politische Zielgrößen maximie-

ren, sind in der Regel weder innovativ noch 

produktiv, da politische Kriterien oftmals 

Effizienz und Unternehmertum verhindern. 

Die Investitionen, die basierend auf politi-

schem Kalkül getätigt werden, missachten 

ökonomische Kriterien und gefährden somit 

sogar das Wachstum der eigentlich begüns-

tigten Firmen. Ebenso richten sich staatliche 

Kredite zur Risikoreduktion ausschließlich an 

große Firmen und die kleinen gehen leer 

aus. Die Korruption steigt mit zunehmen-

dem Wachstum des Staates und führt zu 

einer verminderten Qualität und Funktionali-

tät öffentlicher Verwaltung, öffentlicher 

Dienstleistungen sowie der Infrastruktur. 

Mit der Zeit beginnen die Systeme des 

Staatskapitalismus daher zu bröckeln.7 

 

                                                     

7 Walter E. Grinder, John Hagel Iii, “Toward 
a Theory of State Capitalism: Ultimate De-
cision-Making and Class Structure”, Journal 
of Libertarian Studies, Vr.1. I. No. I, pp. 59-
79. 
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Des Weiteren führt die Politisierung der 

wirtschaftlichen Beziehungen zu einer Inte-

ressendivergenz, welche in einer konstanten 

und stetig wachsenden Spannung zu Tage 

tritt. Die Aneignung von Überschüssen er-

weitert die Logik der sogenannten Null-

summe, aufgrund derer ein Individuum oder 

eine Gruppe auf Kosten anderer gewinnt, 

und trägt somit zu einer Eskalation des 

Konfliktes zwischen den verschiedenen Par-

teien bei. Auf diese Art und Weise kann sich 

eine Spannung innerhalb der dominierenden 

Klasse entwickeln oder auch zwischen der 

dominierenden Klasse und dem Rest der 

Gesellschaft.8 Im Zeitablauf wird das Modell 

aufgrund seiner zunehmenden Widersprü-

che daher inhärent instabil.  

III. Alternative wirtschaftliche Organi-

sationsformen in der heutigen Zeit 

Der Kapitalismus des „deregulierten Mark-

tes“ führte zur jüngsten „großen Rezession“, 

basierend auf wirtschaftlicher Konzentrati-

on, der Beeinflussung der Aufsichtsbehör-

den durch Interessengruppen und einer 

leichtsinnigen Deregulierung, die im Nach-

hinein zu großer finanzieller Instabilität 

führte. Dennoch wird die Ablösung dieses 

Systems durch staatskapitalistische Syste-

me lediglich zur Zementierung der ange-

sprochenen Defizite führen. So wird zum 

einen die Wirtschaft weiterhin an Effizienz 

ab- und an Konzentration zunehmen und 

zum anderen werden auch die Sozialsyste-

me immer autoritärer und für gesellschaftli-

che Partizipation unzugänglicher, was wie-

derum den Anreiz für Korruption erhöhen 

wird.  

 

Obgleich in den letzten Jahrzehnten schwe-

re Missbräuche im Namen der dezentralen 

kapitalistischen Marktmodelle begangen 

wurden und die Vitalität und die Kontrollme-

chanismen der Demokratie im Rechtsstaat 

geschwächt wurden, beweisen sich solche 

                                                     

8 Ebd. 

Wirtschaftssysteme dennoch immer wieder 

als geeignet, um Missbräuche zu verhindern 

und Legitimität sowie Wirtschaftswachstum 

zu schaffen. Voraussetzung hierfür ist aller-

dings, dass die Wirtschaft auf eine soziale 

Funktion hin ausgerichtet und ein solider 

institutioneller Rahmen geschaffen wird. 

Selbst wenn demokratische Regime nicht 

immun gegen Elemente des Staatskapita-

lismus sind, erschwert eine institutionali-

sierte und partizipative Demokratie durch 

Elemente wie den Rechtsstaat, Machtwech-

sel, eine aktive Zivilgesellschaft, eine plura-

listische und freie Presse und weitere Mög-

lichkeiten der Machtkontrolle dennoch des-

sen Erstarken, sofern die genannten Ele-

mente durch einheitlichem Konsens in ihrer 

Effizienz unterstützt werden.  

 

Ein Beispiel für ein solches System ist die 

sogenannte Soziale Marktwirtschaft, die ei-

ne dritte Alternative zu einer kürzlich ge-

scheiterten deregulierten Marktwirtschaft 

und dem Staatskapitalismus, der aktuell 

vermehrt zu Tage tritt, bildet.9   

IV. Die Soziale Marktwirtschaft als Ord-

nungssystem 

Die Soziale Marktwirtschaft ist ein System, 

das im Grunde auf einer freien Wirtschaft 

basiert, diese jedoch unweigerlich an die 

Kontrolle durch einen soliden institutionellen 

Rahmen bindet sowie an eine gerechte ge-

sellschaftliche Verwendung der Resultate 

                                                     

9 Die SMW ist eine vollständige Wirt-
schaftstheorie sowie ein Organisationsmo-
dus, der bereits an der realen Wirtschaft er-
probt ist. Dieser Fokus entwickelte sich in 
Deutschland und wurde mit Erfolg seit der 
Nachkriegszeit des zweiten Weltkrieges an-
gewandt. Die Resultate inspirierten Nach-
barländer damals zu ähnlichen Lösungen. 
Auch trug die SMW zur deutschen Wieder-
vereinigung im Jahre 1989 bei und beein-
flusste sowohl das von der Europäischen 
Union als auch von Schwellenländern und 
anderen Entwicklungsländern, Lateinameri-
ka eingeschlossen, angewandte Wirtschafs-
system.   
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wirtschaftlichen Wachstums. Letzteres ge-

schieht in Form von sozialpolitischen Maß-

nahmen, die die Selbständigkeit von Bür-

gern und Gemeinschaften fördern. Der insti-

tutionelle Rahmen dieses Systems basiert 

auf den Regeln der Marktwirtschaft, dem 

Schutz vor Konzentration wirtschaftlicher 

Macht bzw. dem Schutz des Wettbewerbes, 

der Regulierung der Märkte, um Angriffe auf 

Gerechtigkeit und ein System loyalen Wett-

bewerbes zu verhindern sowie auf Vorschrif-

ten für die Anwendung makropolitischer 

Maßnahmen, wodurch ein Handlungsspiel-

raum für deren sinnvollen Gebrauch in Zei-

ten einer Krise, wie z.B. der aktuellen, ge-

schaffen werden sollen. Die Sozialpolitik soll 

dabei dem Subsidiaritätsprinzip folgen in-

dem sie Hilfe zur Selbsthilfe leistet, zivilge-

sellschaftliche Initiativen unterstützt und 

fördert und staatliches Eingreifen nur in 

denjenigen Fällen vorsieht, in denen diese 

Initiativen nicht ausreichend sind. Dieses 

sozioökonomische Modell wird intrinsisch 

durch ein politisches System der partizipati-

ven Demokratie ergänzt, das auf der Mög-

lichkeit regelmäßiger Regierungswechsel, 

der Anerkennung individueller und sozialer 

Rechte, sowie der Gewaltenteilung, welche 

diese Rechte garantieren soll, basiert.10 

 

Die SMW entstand aus der Suche nach ei-

nem mittel- und langfristigen wirtschaftli-

chen sowie institutionellen Rahmen, der 

eindeutig sein sollte, respektiert werden 

würde, und als stabile Basis für die Organi-

sation eines Wirtschaftssystems dienen 

würde. Denn die verschiedenen Akteure der 

Wirtschaft, ebenso wie Konsumenten, In-

vestoren, Sparer, Gewerkschaftler und Un-

ternehmer benötigen sowohl mittel- als 

auch langfristig einen klaren und verlässli-

chen Referenzrahmen, um Entscheidungen 

treffen zu können. Dieses Konzept liegt na-

mentlich im Zentrum der SMW als „Ord-

nungspolitik“. 

                                                     

10 Resico Marcelo, (2011). Introducción a la 
Economía Social de mercado. Edición Lati-
noamericana, Río de Janeiro, SOPLA-KAS. 

 

Die Soziale Marktwirtschaft stützt sich im 

Grundsatz auf den Marktmechanismus als 

bestes System der Ressourcenallokation 

und versucht die institutionellen, ethischen 

und sozialen Bedingungen zu schaffen, die 

für dessen effizientes und gerechtes Funkti-

onieren notwendig sind. Bei Bedarf ermög-

licht die SMW die Korrektur möglicher Ex-

zesse oder Ungleichgewichte, die ein mo-

dernes Wirtschaftssystem auf Grundlage 

des freien Marktes, charakterisiert durch 

eine minutiöse und umfangreiche Arbeitstei-

lung, hervorbringen und ich bestimmten Be-

reichen und unter bestimmten Umständen 

zu unfairem und ineffizienten Wettbewerb 

führen kann. Diese Definition der SMW als 

sozioökonomisches Modell entstammt den 

Ideen, die von Alfred Müller-Armack, der 

das Konzept eher im Sinne einer offenen 

Idee und nicht als geschlossene Theorie 

prägte, entwickelt wurden.11  

 

Das System der SMW entspringt dem be-

wussten Versuch die Vorteile eines markt-

wirtschaftlichen Systems zu verdichten: 

Stärkung individueller Initiative, Produktivi-

tät, Effizienz, Tendenz zur Auto-

Regulierung, mit den fundamentalen Beiträ-

gen der sozialen Tradition der Solidarität 

und der Kooperation, welche auf Gleichheit 

und Gerechtigkeit in einer bestehenden Ge-

sellschaft beruhen. Die Vertreter dieses 

Konzeptes arbeiten in einer Mischung aus 

einer liberalen wirtschaftspolitischen Tradi-

tion – was die Rechte des Einzelnen, den 

Republikanismus und die Märkte betrifft – 

sowie einem christlich-sozialen Denken, das 

Konzepte wie die menschliche Würde, sozia-

                                                     

11 In seinem Werk Wirtschaftslenkung und 
Marktwirtschaft von 1946. Basierend auf 
dem Artikel “Soziale Marktwirtschaft: Ein-
führung” von Friedrun Quaas, in Hasse Rolf 
H., Schneider Hermann, Weigelt Klaus 
(Hrsg.), (2008). Diccionario de Economía 
Social de Mercado, Polírica Económica de 
la A a la Z, 3ra. Ed., Buenos Aires, Konrad 
Adenauer Stiftung. 
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le Gerechtigkeit und Solidarität in den Mit-

telpunkt stellt.  

 

Um die soziopolitischen Prinzipien, die bis 

hierher aufgezählt wurden, in eine konkrete 

ökonomische Realität zu überführen, stützt 

sich die Soziale Marktwirtschaft auf eine 

Reihe von ökonomischen Prinzipien, die sich 

daraus ableiten. Die erste Aufstellung sol-

cher Prinzipien geht auf den Beitrag des 

Ökonomen Walter Eucken, einem der füh-

renden Köpfe der Freiburger Schule, zurück, 

der diese in zwei Gruppen klassifizierte: die 

sogenannten „konstituierenden Prinzipien“, 

welche dem Ziel gewidmet sind wirtschaftli-

che Freiheit zu garantieren sowie die „regu-

lierenden Prinzipien“, welche potentielle 

Missbräuche dieser Freiheiten verhindern 

und zugleich garantieren sollen, dass die 

Profite, die der Markt generiert, auf sozial 

gerechte Art und Weise verteilt werden.12 

 

Die konstituierenden Prinzipien implizieren 

die Entwicklung einer Marktwirtschaft, die, 

sofern sie richtig entworfen wurde, die das 

Herzstück für die Produktion und zugleich 

die effizienteste Form ökonomischer Organi-

sation darstellt, die bis heute bekannt ist. 

Was die regulierenden Prinzipien betrifft, so 

stehen diese in Verbindung mit dem institu-

tionellen Rahmen und der Wirtschaftspolitik, 

die dem Staat obliegt. Sie sind notwendig, 

damit der Nutzen einer Marktwirtschaft, der 

aus ihren hohen Produktivität resultiert, der 

gesamten Gesellschaft zugute kommt.  

Diese Gesamtheit an ökonomischen Prinzi-

pien lassen auf die Existenz eines „starken 

und limitierten“ Staates im Gegensatz zu 

einem extremen ökonomischen Liberalismus 

                                                     

12 Siehe auch Eucken Walter: Grundlagen 
der Wirtschaftspolitik, Rialp, Madrid, 1956; 
und Karsten Siegfried, Eucken´s Social 
Market Economy and its Test in Post War 
West Germany, American Journal of Eco-
nomics and Sociology, Vol. 44, No 2, April 
1985. 

mit autoritärer Staatlichkeit schließen. 

„Stark“, um die dargelegten Prinzipien an-

zustoßen und deren Anwendung sicherzu-

stellen und um die Einfluss ausübenden 

Gruppen oder Individuen zu bestrafen, die 

im Begriff sind diese Prinzipien durch ihre 

Partikularinteressen zu verletzen; und „limi-

tiert“, damit der Staat seine Zuständigkei-

ten im Sinne der genannten Prinzipien nicht 

überschreitet, weder bei der Schaffung sol-

cher Prinzipien noch bei deren Anwendung. 

Weiterhin basiert die Arbeitsweise dieses 

Staates auf dem Prinzip der Subsidiarität, 

d.h. der Staat delegiert Funktionen und 

stärkt die individuelle oder organisierte Par-

tizipation der Zivilgesellschaft.  

 

In Lateinamerika gibt es heute Beispiele für 

Länder, die auf der Stärkung der Institutio-

nen sowie des Rechtsstaates basieren und 

gleichzeitig auf eine marktbasierte Wirt-

schaft vertrauen, was eine Verbesserung 

der sozialen Indikatoren ermöglicht. Dies 

zeigt sich an denjenigen Ländern der Regi-

on, die sich hinsichtlich ihrer sozioökonomi-

schen Indikatoren am weitesten entwickelt 

haben.13 Dennoch scheint sich der Staats-

kapitalismus in anderen Ländern der Region 

als Antwort auf den Kollaps des Modells 

selbstregulierender Märkte zu verfestigen; 

eine Antwort, die bereits ihre Schwächen 

zeigt.14 

                                                     

13 Ffrench Davis, Ricardo, (2003). Entre el 
Neoliberalismo y el crecimiento con Equi-
dad, tres décadas de política económica en 
Chile, Ed. J. C. Saez.; Yañez Eugenio, 
(2005). Economía Social de Mercado en 
Chile, Mito o realidad?, Hans Seidel Stif-
tung, Santiago de Chile; Fontenla Montes 
Emilio, Guzmán Cuevas Joaquín Eds., 
(2005). Brasil y la Economía Social de Mer-
cado, Ed. Cáceres, Universidad de Extrema-
dura. 
14 Siehe hierzu auch die Diplomarbeit des 
Wirtschaftsstudienganges der UCA: “Eco-
nomía Política del Neo-Populismo de iz-
quierda. Los casos de Venezuela, Bolivia y 
Ecuador”. Gonzalo Gutiérrez De la Fuente, 
März 2010. 
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V. Die Debatte über wirtschaftliche 

Ordnungssysteme auf globalem Niveau 

Abgesehen davon, dass es sich bei der So-

zialen Marktwirtschaft um einen nachhalti-

gen Ausweg auf nationalem Niveau handelt, 

kann sie als relevanter Referenzrahmen 

auch einen Beitrag für die Reorganisation 

des internationalen Systems darstellen. Das 

internationale System ist stark bedroht, 

nicht nur durch die konjunkturellen Effekte 

der Krise, sondern auch durch generelle Un-

stimmigkeiten bezüglich der Art und Weise, 

in der eine Reorganisation stattfinden soll, 

als Ausdruck divergierender Kapitalismus-

modelle und der dazugehörigen Werte und 

Institutionen.   

 

Die Weltwirtschaft hat immer gemeinsame 

Werte und Institutionen gebraucht, zusam-

men mit der Führung bestimmter Länder, 

die spezifischen Vorraussetzungen wie ein 

Sicherheitsnetz für die Märkte, den Handel 

und Kapitalströme gewähren.15 Internatio-

nale Organismen wurden dagegen geschaf-

fen, um Konflikte anhand von selbstge-

schaffener Regeln der Mitgliedern zu lösen 

anstatt auf Gewalt zurückgreifen zu müs-

sen. Dennoch reichen die Strukturen der 

Repräsentation der Mitglieder auf das Ende 

der Nachkriegszeit des zweiten Weltkrieges 

zurück, ein Szenarium, das sich bis heute 

stark gewandelt hat und somit die Reprä-

sentativität der internationalen Organismen 

                                                     

15 “Under the system of the competitive 
market economy, as well as under any 
other economic system, economic integra-
tion cannot, in the end, go further than the 
socio-political integration based on laws, 
institutions and psycho-moral forces. The 
latter is the indispensable condition of the 
former, whereas it is highly doubtful… that 
economic integration can be sufficiently re-
lied upon to produce automatically the de-
gree of socio-political integration it requi-
res… it is a highly sensitive artifact of occi-
dental civilization, with all the latter ingre-
dients of Christian and pre-Christian morali-
ty and its secularized forms...” Wilhelm 
Röpke, International Economic Disintegra-
tion. London 1942, pg.68. 

schwächt. Die relative Schwächung der Füh-

rungsmacht USA, die öffentliche Güter auf 

weltweitem Niveau zur Verfügung stellt, als 

auch die Tatsche, dass China sich nun auf 

sein eigenes Wachstum konzentriert und 

somit die Übernahme größerer globaler Ver-

antwortung aufschiebt, sowie Differenzen 

zwischen entwickelten und Entwicklungslän-

dern führen gegenwärtig zu einem Vakuum 

in der internationale Führung. 

 

Die Verschiebungen in der wirtschaftlichen 

und politischen Machtbalance auf internati-

onalem Niveau, die sich momentan in der 

Entwicklung von den G-7 zu den G-20-

Staaten zeigt, machen die Beschäftigung 

mit dem Thema unumgänglich, sofern die 

Frage nach der Ausgestaltung einer neuen 

internationale Architektur beantwortet wer-

den soll. Bis zur Mitte der 90er Jahre, führ-

ten die G-7-Staaten ihre internationale Um-

gebung basierend auf Werten wie Demokra-

tie und Marktwirtschaft an. Heute versucht 

man hingegen dieser Institution durch eine 

Erweiterung auf die G-20-Staaten, die die 

entwickelten sowie die bedeutendsten Ent-

wicklungsländer umfassen,  mehr Repräsen-

tativität zu verleihen. Die G-20, obgleich sie 

in Anbetracht der sich zuspitzenden Krise 

relativ koordinierter gehandelt hat, ließ bei 

der Konsensfindung dennoch Schwierigkei-

ten zu Tage treten, was auf ideologische 

Differenzen bezüglich der Demokratievisio-

nen, der Rolle der Regierung innerhalb der 

Wirtschaft sowie der Herangehensweise hin-

sichtlich der Rekonstruktion der internatio-

nalen Organismen zurückzuführen ist.16 

 

Diese Schwäche tritt ausgerechnet in einem 

Moment zu Tage, in dem die internationalen 

Organismen unbedingt notwendig wären, 

um sich den schwerwiegenden und dringen-

den Themen der aktuellen Agenda zu stel-

                                                     

16 WEF, (2012). “Global Agenda Council on 
Geopolitical Risk”, Davos-Klosters, Swit-
zerland 25-29 January. 
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len. Die Entkoppelung Chinas aufgrund sei-

nes Übergangs zu einer auf dem eigenen 

Markt basierten Entwicklungsstrategie, der 

Zusammenstoß zwischen verschiedenen Ka-

pitalismusmodellen und der Wettbewerb um 

den Zugang zu Ressourcen und Märkten 

werden unweigerlich noch zu Spannungen 

führen. Dafür ist der Anstieg an handelsbe-

zogenen Konflikten im Kontext der andau-

ernden globaler Ungleichgewichte bereits 

ein Anzeichen.  

 

In diesem Kontext wird die Notwendigkeit, 

Abkommen mit Garantien für die Lenkung 

der globalen Wirtschaft in der Zukunft zu 

schaffen, immer deutlicher. Hierfür bedarf 

es einem allgemeinen Referenzrahmen, um 

der staatlichen Intervention in Hinblick auf 

den Handel und die internationale Umge-

bung Grenzen zu setzen.17 Im aktuellen 

Szenario bedeutet dies, dass die USA und 

China ihre Positionen annähern müssen, 

wofür die Rolle der Drittpartien immer wich-

tiger wird. Dies räumt Europa mit seiner 

Sozialen Marktwirtschaft wiederum eine re-

levante Rolle ein.18 Ebenso hält diese Linie 

einen Weg internationaler Politik für die Na-

tionen unserer Region bereit, die, indem sie 

die Beschränkungen der Reformen der 90er 

Jahre zurücklassen, den Staatskapitalismus 

nicht akzeptieren, sondern versuchen wirt-

schaftliches Wachstum, ebenso wie die so-

zial gerechte Verteilung von Gewinnen zu 

garantieren, und das in einem Kontext ver-

besserter institutioneller Qualität des Staa-

tes und des politischen Handelns.  

 

 

 

                                                     

17 Lehmann Jean-Pierre and Appleton Ar-
thur, (2011). “Only the Rule of Law can 
Prevent a US-China Conflict”, IMD, 
Lausanne, Switzerland, January. 
18 Takenaka Heizo, “The Chinese Mirror”, 
Project Syndicate, 03-02-2011. 
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